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Antrag
der Fraktion der CDU

und

Stellungnahme
des Staatsministeriums

Volksabstimmung Stuttgart 21 – Bevölkerung ehrlich und 
objektiv informieren

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen,

für die von ihr geplante Volksabstimmung über das „Gesetz über die Ausübung 
von Kündigungsrechten bei den vertraglichen Vereinbarungen für das Bahnpro-
jekt Stuttgart 21“ (S 21-Kündigungsgesetz) in Zusammenarbeit mit dem Landtag 
und seinen Fraktionen und einvernehmlich mit diesen eine Informationsschrift zu 
erstellen, in welcher die Abstimmungsberechtigten ehrlich und objektiv über die 
für die Volksabstimmung relevanten Aspekte informiert werden. Dabei sollen ins-
besondere das Abstimmungsprozedere, die Bedeutung des Quorums, der Inhalt des 
Gesetzes, die zu erwartenden Ausstiegskosten und die Argumente für und gegen 
Stuttgart 21 aufgeführt und erklärt werden. Die Informationsschrift soll jedem Ab-
stimmungsberechtigten zur Verfügung gestellt werden.

19. 09. 2011

Hauk
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Die Landesregierung plant, das „Gesetz über die Ausübung von Kündigungs-
rechten bei den vertraglichen Vereinbarungen für das Bahnprojekt Stuttgart 21“ 
(S 21-Kündigungsgesetz) der Bevölkerung zur Volksabstimmung vorzulegen. Bei 
einer solchen Volksabstimmung muss gewährleistet sein, dass die Abstimmungs-
berechtigten ehrlich und objektiv über alle für die Volksabstimmung relevanten 
Aspekte informiert werden. Dies gilt insbesondere für die zu erwartenden Aus-
stiegskosten. 

Eine solche ehrliche und objektive Information kann nur dann stattfinden, wenn 
die an alle Abstimmungsberechtigten ausgegebene Informationsschrift einver-
nehmlich und in Zusammenarbeit mit dem Landtag erstellt wird.
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 27. September 2011 nimmt das Staatsministerium im Einver-
nehmen mit dem Innenministerium, dem Justizministerium, dem Ministerium für 
Finanzen und Wirtschaft sowie dem Ministerium für Verkehr und Infrastruktur zu 
dem Antrag wie folgt Stellung:

Die zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage „Gesetz über die Ausübung von 
Kündigungsrechten bei den vertraglichen Vereinbarungen für das Bahnprojekt 
Stuttgart 21 (S 21-Kündigungsgesetz)“ aufgerufene Bevölkerung Baden-Würt-
tembergs wird ehrlich und objektiv über die für die Volksabstimmung relevanten 
Aspekte informiert. Dies stellt eine wesentliche Grundlage für die Entscheidungs-
findung der Abstimmungsberechtigten dar.

Anders als in anderen Staaten und Ländern, in denen Volksabstimmungen ein ak-
tiv genutztes Element direkter Demokratie sind, existieren in Baden-Württemberg 
keine Regelungen, die die Art und Weise der Information der Bevölkerung ver-
bindlich festschreiben.

Sollten die Voraussetzungen für eine Volksabstimmung über das S 21-Kündigungs-
gesetz durch den baden-württembergischen Landtag geschaffen werden, wird die 
Landesregierung voraussichtlich die Durchführung einer Volksabstimmung be-
schließen. Sie wird den Bürgerinnen und Bürgern eine Informationsbroschüre – 
teilweise wird auch von einem „Abstimmungsheft“ gesprochen – zur Verfügung 
stellen. Die Broschüre soll auch online abrufbar sein. Der Charakter einer solchen 
Broschüre erfordert eine sachliche und klare Darstellung der Pro- wie auch der 
Contra-Argumente. 

Charakteristisch für die Situation, in der eine solche Volksabstimmung zustande 
käme, ist der offene Dissens zwischen Landesregierung und Landtag. Derselbe 
Dissens besteht innerhalb der Landesregierung und der Regierungskoalition. Man-
gels einer abweichenden ausdrücklichen gesetzlichen Regelung liegt es nahe, dass 
sowohl die Pro-Argumente als auch die Contra-Argumente, die dem Dissens zwi-
schen Landtag und Landesregierung zu Grunde liegen, gemeinsam von der Lan-
desregierung eingebracht werden und so der Bedarf an einer Entscheidung durch 
die Bevölkerung nochmals offen gelegt wird. Die innerhalb der Regierungskoali-
tion vertretenen unterschiedlichen Auffassungen sind bekannt und werden in die 
Broschüre einfließen. Weitere relevante Argumente aus dem politischen Umfeld 
der Entscheidung über das S 21-Kündigungsgesetz werden mit berücksichtigt. 

Nicht vorgesehen ist eine Sammlung von Beiträgen verschiedener Bündnisse und 
Initiativen in diesem Abstimmungsheft.

Krebs

Ministerin im Staatsministerium  


